










Seehafen, Berlin als politisches Machtzentrum, Han-
nover und Köln als Messestandorte, München und 
Stuttgart als Technologiezentren. Diese Funktions-
teilungen erfordern eine gute verkehrliche Vernet-
zung untereinander. Metropolregionen sind inter-
modale Schnittstellen, Knoten der europäischen 

Verkehrsströme, des Wissens austauschs und des 
Forschungstransfers. Wie gut sie und alle Teilräu-
me hin zu diesen Knotenpunkten angebunden sind, 
ist bedeutsam für die regionale und internationale 
Wettbewerbsfähigkeit.

Abbildung 8.4 
Verbindung zwischen den Metropolregionen über Straße und Schiene 2020
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Gateway-Funktionen

Ein wichtiger Faktor im globalen Wettbewerb, speziell 
für eine exportorientierte Wirtschaft, ist der Zugang 
zu den weltweiten Handels- und Verkehrsströmen. 
Eine gute Anbindung an die bedeutenden wirtschaft-
lichen Zentren in Europa ist für die interna tional 
operierenden Unternehmen ein wichtiges Stand-
ortkriterium. Insbesondere kontaktintensive Betrie-
be müssen, wenn sie nicht in den großen Ballungs-
zentren liegen, über gute Verbindungen verfügen. 
Nur so können sie auch an Agglomerationsvorteilen 

teilhaben. Das nimmt das Leitbild „Wettbewerbsfä-
higkeit stärken“ auf und formuliert einen entspre-
chenden Handlungsansatz: räumliche Voraussetzun-
gen zu scha�en, um Schwachstellen der Gateways zu 
beseitigen (Luftverkehr und Logistikstandorte, Schie-
nenfernverkehr, Häfen).

Luftverkehr in Deutschland

Der Luftverkehr in Deutschland ist als Wirtschafts-
sektor und in seiner Funktion als Servicedienstleis-
ter für andere Wirtschaftszweige volkswirtschaftlich 

Abbildung 8.5 
Flughäfen in Deutschland 2018

Flughäfen Deutschland 2018

Datenbasis: Destatis, Erreichbarkeitsmodell des BBSR,
Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert), 
31.12.2018 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: T. Pütz
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von erheblicher Bedeutung. Neben allgemeinen Wir-
kungen auf das Wirtschaftswachstum, den Flugtou-
rismus, den Warenverkehr, die Logistik und Erreich-
barkeit, die Mobilität und Konnektivität trägt der 
Luftverkehr unmittelbar zu Wertschöpfung und Be-
schäftigung bei. 

Nach Berechnungen des Bundesverbandes der Deut-
schen Luftverkehrswirtschaft betrug die direkte, in-
direkte und induzierte Wertschöpfung durch den 
Luftfahrtsektor im Jahr 2017 in Deutschland 60,6 Mil-
liarden Euro. Damit sicherte die Luftfahrt 848.700 Ar-
beitsplätze (BMVI 2017). Es ist jedoch davon auszu-
gehen, dass es durch die Corona-Pandemie zu einer 
langfristigen Reduktion kommen wird. 

Im Jahr 2019 rangierten die größten deutschen Flug-
häfen Frankfurt am Main (70,5 Millionen Passagiere) 
und München (47,9 Millionen Passagiere) bezüglich 
der Passagierzahlen weltweit auf den Plätzen 15 und 
39. Weiter vorne lagen hier vor allem Flughäfen in 
den USA und in China. Beim Luftfrachtaufkommen 
stand Frankfurt am Main weltweit auf Platz 13 (ADV 
2019a, Statista 2020a, Statista 2020b, Statista 2020c). 

Die polyzentrische Siedlungsstruktur in Deutschland 
mit verschiedenen Ballungsräumen und dezentralen 
Standorten spiegelt sich in der räumlichen Verteilung 
der Flughäfen wider (vgl. Abb. 8.5). Das Interesse des 
Bundes an der Weiterentwicklung konzentriert sich 
dabei auf Flughäfen von überregionaler Bedeutung, 
um die Mobilität von Menschen und Gütern im euro-
päischen und weltweiten Kontext zu gewährleisten. 
Die Wettbewerbsfähigkeit des Luftverkehrsstand-
orts setzt aber eine bedarfsgerecht weiterentwickel-
te Flughafeninfrastruktur voraus. Hiervon sind auch 
die kleineren Standorte abseits der größeren Dreh-
kreuzfughäfen betrofen. 

Deutschland hat ein polyzentrisches Flughafennetz 
mit kleineren und größeren Standorten. Neben den 
großen Flughäfen wie Frankfurt am Main, München 
oder Düsseldorf gibt es einige kleinere Standorte mit 
regionaler Bedeutung. Letztere übernehmen eine Er-
gänzungs- und Entlastungsfunktion. Das dezentrale 

Netz an Regionalfughäfen und Verkehrslandeplätzen 
ist dabei insbesondere für die regionalen, häufg mit-
telständisch geprägten Wirtschaftszentren wichtig. 

Die Gesellschafterstrukturen der kleinen Regional-
fughäfen und Verkehrslandeplätze sind überwie-
gend auf der Landes-, Kommunal- und privatwirt-
schaftlichen Ebene organisiert. Der Flughafenbetrieb 
orientiert sich weniger an Kriterien der betriebswirt-
schaftlichen Gewinnoptimierung. Der Betrieb und 
Erhalt von regionalen Flughafenstandorten ist viel-
mehr Teil der staatlichen Daseinsvorsorge und damit 
auch der wirtschaftlichen Entwicklung. Das regio-
nalwirtschaftliche Interesse an einer bedarfsgerech-
ten Flugplatzinfrastruktur ist angesichts des steigen-
den internationalen Wettbewerbs der Regionen um 
Standortinvestitionen nachvollziehbar. Viele Unter-
nehmen sind auf eine gute Anbindung an das euro-
päische Luftverkehrsnetz angewiesen (ADV 2019b). 

Die Bundesregierung geht in ihrem Flughafen-
konzept (BMVI 2009: 25) davon aus, dass „ein leis-
tungsfähiger Verkehrslandeplatz oder regiona-
ler Verkehrsfughafen ein wichtiges Argument für 
die Standortwahl und damit für die regionale Wirt-
schaftsförderung“ ist. Flughäfen sind eine wesent-
liche Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit 
und Wirtschaftskraft von Regionen und Teilräu-
men. Entscheidendes Kriterium für sie ist deren An-
bindung und Integration in ein übergeordnetes 
Flugverkehrssystem. 

Flughäfen wirken sich wie folgt auf Beschäftigung 
und Einkommen von Regionen aus (AO-PA/GBAA/ 
IDRF 2007: 15 f.): 

n Direkte Efekte entstehen bei den auf dem Flug-
hafengelände angesiedelten Unternehmen und 
drücken sich in der Zahl der Erwerbstätigen aus. 

n Indirekte Efekte beziehen sich auf außerhalb des 
Flughafens induzierte Beschäftigung und Brutto-
wertschöpfung. Sie sind auf die am Flughafen aus-
gelösten Vorleistungs- und Investitionslieferungen 
zurückzuführen. 
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n Induzierte Efekte sind die Einkommens- und Be-
schäftigungsefekte, die sich aus der Verausga-
bung der am Flughafen erzielten Einkommen
durch dessen Beschäftigte ergeben.

n Katalysierte Efekte basieren auf der verbesserten
Erreichbarkeit einer Region. Eine Luftverkehrsan-
bindung ist ein branchenübergreifender Standort-
faktor. Infolge der höheren Attraktivität der Region
durch den Flughafen kommt es zu einem Einkom-
mens- und Beschäftigungszuwachs.

Messestandort Deutschland

Messen sind wichtige Gateways, weil dort Hersteller 
von Produkten und Anbieter von Dienstleistungen 
neue Angebote präsentieren und in direkten Kon-
takt mit Kundinnen und Kunden oder Interessen-
ten treten. Deutschland ist mit jährlich 160 bis 180 
internationalen und nationalen Messen mit rund 
180.000 Ausstellern und 10 Millionen Gästen welt-
weit führend in diesem Segment. Zwei Drittel der 
Weltleitmessen fnden hier statt. Mit Hannover, Köln, 

Abbildung 8.6 
Messeplätze in Deutschland 2018

Messeplätze Deutschland 2018

Datenbasis: AUMA, Erreichbarkeitsmodell des BBSR,
 Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert), 
31.12.2017 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: T. Pütz
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Frankfurt am Main, Düsseldorf und München zäh-
len fünf deutsche Städte zu den zehn wichtigsten 
Standorten in Europa. Fünf der zehn umsatzstärks-
ten Messegesellschaften der Welt haben ihren Sitz 
in Deutschland (AUMA 2018). 

Jedes Jahr geben Aussteller und Gäste für ihr Mes-
se-Engagement in Deutschland insgesamt 14,5 Mil-
liarden Euro aus. Die gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionsefekte erreichen 28 Milliarden Euro. Die 
deutschen Messeveranstalter erwirtschaften jähr-
lich einen Umsatz von knapp 4 Milliarden Euro, und 
die Organisation von Messen sichert 231.000 Arbeits-
plätze (AUMA 2018). 

In Deutschland gibt es 25 Messeplätze von internati-
onaler oder nationaler Bedeutung (vgl. Abb. 8.6). Ihre 
Hallenfäche beträgt zusammen 2,8 Millionen Quad-
ratmeter. Vier der weltweit zehn größten Messege-
lände liegen in Deutschland. Zehn deutsche Mes-
segelände verfügen über eine Hallenkapazität von 
mehr als 100.000 Quadratmetern. Hinzu kommen re-
gionale Messeplätze mit einer Hallenfäche von rund 
380.000 Quadratmetern (AUMA 2018). 

Bedingt durch die Corona-Pandemie konnten im Jahr 
2020 nur 114 der insgesamt 355 geplanten internati-
onalen, nationalen und regionalen Messen durchge-
führt werden. Und auch 110 der für das Jahr 2021 ge-
planten Messen wurden bereits abgesagt oder in das 
Jahr 2022 verschoben. Die Absage von rund 70 Pro-
zent der geplanten Messen und der damit verbun-
dene Umsatzeinbruch von ebenfalls rund 70 Prozent 
hat nicht nur für die direkt involvierten Akteure wie 
Aussteller, Dienstleister und Veranstalter Einbußen 
zur Folge, sondern auch gesamtwirtschaftliche Ef-
fekte. Betrofen sind unter anderem Hotellerie, Gas-
tronomie und Transportgewerbe. Die gesamtwirt-
schaftlichen Folgen durch die Absagen von Messen 
betrugen laut Berechnungen des Instituts der Deut-
schen Messewirtschaft im Jahr 2020 rund 21,3 Milli-
arden Euro; 173.000 Arbeitsplätze waren gefährdet 
oder von Kurzarbeit betrofen und 3,43 Milliarden 
Euro weniger Steuern wurden eingenommen (Stand 
Februar 2021) (AUMA 2021a, AUMA 2021b). 

Seehafenstandort Deutschland 

Im Zuge der fortschreitenden Globalisierung ist das 
Außenhandelsvolumen in den letzten Jahren ra-
sant angestiegen. Den deutschen Seehäfen kommt 
als Schnittstellen des Handels bei der Bewältigung 
dieser für die gesamte Volkswirtschaft bedeuten-
den Aufgabe eine Schlüsselrolle zu. Über zwei Drit-
tel des wertmäßigen deutschen seewärtigen Au-
ßenhandels werden 2030 über die Seehäfen der 
Bundesrepublik gehen. Der deutsche Außenhan-
del, verladen über die Seehäfen der Bundesrepu-
blik, wird zwischen 2010 und 2030 um 4,2 Prozent 
pro Jahr zunehmen (IHK Nord 2015). Die Verkeh-
re von und zu den deutschen Seehäfen werden 
von 2010 bis 2030 doppelt so stark wachsen wie 
die Gesamtverkehre. Die ofzielle Seeverkehrspro-
gnose des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BMVI) (vgl. Abschnitt zu Küs-
tenstandorten in Kapitel 6) geht bis 2030 zwar von 
einem Wachstum des Seeverkehrs aus, berücksich-
tigt die langfristigen Auswirkungen der Corona-Pan-
demie jedoch nicht. Es ist aber von einem geringen 
Wachstum auszugehen (BMVI 2014). 

Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur 

Das Grundgesetz regelt die Zuständigkeiten für die 
überörtliche Verkehrsplanung in Deutschland. Der 
Bund ist für die Bundesfernstraßen, -schienenwege 
und -wasserstraßen verantwortlich. Er ist verpfichtet, 
die Bundesverkehrswege zu erhalten, zu entwickeln 
und auszubauen. Das entsprechende Planungsins-
trument sind Bundesverkehrswegepläne (BVWP), 
die eine Laufzeit von zehn bis 15 Jahren haben 
(Buthe 2017: 25). Übergeordnet zielt die Bundesver-
kehrswegeplanung darauf ab, die Mobilität im Perso-
nenverkehr zu gewährleisten, die Güterversorgung 
sicherzustellen und die Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen zu steigern. Der aktuelle BVWP trägt 
erheblich dazu bei, dass sich die An- und Verbin-
dungsqualitäten sowie der Verkehrsfuss verbessern: 
Er sorgt für den Substanzerhalt der bestehenden 
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Verkehrsnetze, die Beseitigung von Engpässen und 
reduziert Erreichbarkeitsdefzite. 

Das Gesamtvolumen des BVWP 2030 beträgt rund 
269,6 Milliarden Euro. Davon fießen zwischen 2016 
und 2030 84 Prozent in den Substanzerhalt sowie in 
Aus- und Neubauprojekte. Hinzu kommen 42,8 Mil-
liarden Euro für Vorhaben, die in einer späten Pha-
se des BVWP-Geltungszeitraums begonnen wurden 
und deren Finanzierung über 2030 hinaus dauert. 
Allein um den Bestand von Straßen-, Schienen- und 
Wasserstraßennetzen zu erhalten, sind zwischen 
2016 und 2030 rund 141,6 Milliarden Euro notwen-
dig. Diese Summe entspricht 69 Prozent des BVWP-
Planungsrahmens. Im Vergleich zum BVWP 2003, der 
dafür„nur“ 83 Milliarden Euro vorsah, hat sich das Vo-
lumen für den Substanzerhalt deutlich erhöht. 

Aufgrund der zentralen Lage ist Deutschland sehr 
bedeutend für die gesamte Verkehrsabwicklung in 
Europa – und damit für das transeuropäische Ver-
kehrsnetz. Letzteres stärkt den sozialen, wirtschaft-
lichen und territorialen Zusammenhalt der Union. Es 

fördert einen einheitlichen europäischen Verkehrs-
raum, der efzient und nachhaltig ist, die Vorteile 
für die Nutzerinnen und Nutzer erhöht und ein in-
tegratives Wachstum fördert. Das Netz stellt den mit 
ihm verbundenen europäischen Mehrwert dadurch 
unter Beweis, dass es zum Kohäsionsziel, zum Efzi-
enzziel und zum Nachhaltigkeitsziel beiträgt. Durch 
Deutschland verlaufen sechs von insgesamt neun 
Korridoren des transeuropäischen Verkehrsnetzes, 
mehr als durch jeden anderen Mitgliedstaat. Fast alle 
großen Verkehrsinvestitionen des BVWP 2030 liegen 
auf Korridoren dieses Verkehrsnetzes. Das entspricht 
dem Handlungsansatz aus dem Leitbild, der eine 
„Verbesserung der transeuropäischen Verkehrsver-
bindungen im Bundesverkehrswegeplan 2030 unter 
Berücksichtigung der EU-Verordnung zur Entwick-
lung des Transeuropäischen Verkehrsnetzes (Kern-
und Gesamtnetz)“ fordert (MKRO 2016: 12). 

Die EU-Verordnung Nr. 1315/2013 über Leitlinien für 
die transeuropäischen Verkehrsnetze defniert all-
gemeine Ziele und Prioritäten sowie spezielle tech-
nische Anforderungen für das transeuropäische 

Exkurs: Städtische Knoten in den transeuropäischen Netzen 

Insbesondere an den Kreuzungen des Kernnetzes des transeuropäischen Verkehrs liegen größere Städte. Verteilt 
über die gesamte Union hat die EU-Kommission 88 sogenannte städtische Knoten ausgewiesen. Auf den Gebieten 
der Städte und in ihrem nahen Umland sind hochwertige Verkehrsinfrastrukturen verortet (Autobahnen, Häfen, Flug-
häfen, Bahnhöfe, Logistikzentren, Grenzübergänge etc.) (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 
2013). In diesen Knoten soll der Übergang zwischen verschiedenen Verkehrsträgern stattfnden. Gleichzeitig sind sie 
Ausgangs- und Endpunkte für den Personen- und Güterverkehr zum sekundären Verkehrsnetz. 

Das MORO „Städtische Knoten im transnationalen Verkehr“ hat die Situation der elf deutschen städtischen Knoten 
untersucht (Böhler-Baedeker/Lüer/Schürmann 2018). Die Studie hat stadt- und regionalplanerische Dimensionen in 
diesen städtischen Knoten hervorgehoben. Ebenso hat sie vor dem Hintergrund eines zunehmenden Verkehrs die 
Frage beleuchtet, wie sich die Funktion eines Knotens aufrechterhalten lässt – unter Berücksichtigung der Flächen-
inanspruchnahme, der Lärm- und Umweltbelastung und der Lebensqualität für die Bewohnerinnen und Bewohner. 
Die Knoten müssen auch in Zukunft attraktive Wohn- und Wirtschaftsstandorte bleiben, gleichzeitig aber ihrer euro-
paweiten verkehrlichen Bedeutung gerecht werden. 
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Verbesserte Einbindung 
modaler Subknoten 

Verbesserung der Verteiler- und 
Verknüpfungsfunktionen 

Inkubator, Test und 
Anwendungsfeld für 

innovative Mobilitätslösungen 

Verbesserung der Lebensqualität 
und Nachhaltigkeit 

Bessere Integration der Verkehrs-
in die Flächen- und 
Standortplanung 

Innovative Planungsverfahren 
unter Beteiligung aller Akteure 

Scha˜ung geeigneter Strukturen 
und Klärung von Zuständigkeiten 

Kreative Einbindung aller 
relevanten Akteure 

Zugang zu ÿnanziellen 
Ressourcen 

Umgang mit unterschiedlichen 
Wissensständen 

Stärkung interner Strukturen 

Kommunikation des Mehrwertes 
nach Innen und Außen 

Intensivierung des Austausches 
im Rahmen der TEN-V-Politik 

Initiativen für grenzüber 
schreitende Vorhaben 

Planungsinhalte Planungsprozesse Vernetzungsaktivitäten 

Handlungsfelder und Strategiebausteine 
auf dem Weg zu einem idealtypischen 

städtischen Knoten im TEN-V 

Abbildung 8.7 
Handlungsfelder beim Aufbau von städtischen Knoten 

Quelle: Böhler-Baedeker/Lüer/Schürmann 2018: 9 

Da der Aufbau eines städtischen Knotens für alle Beteiligten eine neue Aufgabe ist, bietet es sich an, in einen en-
gen Erfahrungsaustausch mit Akteuren aus anderen Knoten des In- und Auslands zu treten. Wie die Gutachter der 
MORO-Studie schreiben, sind „[die] Vernetzungsaktivitäten […] damit kein Selbstzweck, sondern entfalten auch bei 
der Bearbeitung anderer Herausforderungen der Stadt-, Regional- und Verkehrsplanung einen Mehrwert. So ent-
stehen oftmals neue Ideen oder Lösungen, die sich in anderen Knoten bereits bewährt haben, die dann auf den 
eigenen Knoten übertragen werden können“ (Böhler-Baedeker/Lüer/Schürmann 2018: 10). 

Das erfordert eine integrierende Herangehensweise, bei der Akteure aus der Stadt-, Regional- und Landesplanung 
ebenenübergreifend zusammenarbeiten, weil europaweite bis städtische Bedürfnisse tangiert sind. Ebenso ist es 
nötig, die Belange der Privatwirtschaft und halböfentlicher Institutionen wie etwa Logistikfrmen und Hafengesell-
schaften einzubeziehen. Ein Knoten funktioniert erst, wenn diese verschiedenen Akteure zusammenwirken. Dafür 
müssen sie zunächst ein gemeinsames Bewusstsein für ihre europaweite und stadtregionale Aufgabe entwickeln. 
Daraus ergeben sich für die städtischen Knoten mehrere Handlungsfelder, die sich in Planungsinhalte, Planungspro-
zesse und Vernetzungsaktivitäten einteilen lassen (vgl. Abb. 8.7). 
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Verkehrsnetz (Europäisches Parlament und Rat der 
Europäischen Union 2013). In den Anhängen der Ver
ordnung befnden sich Übersichtskarten der Netze 
(Straße, Schiene, Wasserstraße) und Listen der Kern-
netzknoten, der See-, Binnen- und Flughäfen sowie 
der Umschlagsterminals. Das transeuropäische Ver-
kehrsnetz ist zweilagig aufgebaut: Das Kernnetz soll 
bis 2030, das Gesamtnetz bis 2050 vollendet sein. 
Das Kernnetz ist multimodal angelegt und soll vor 
allem transnationale und grenzüberschreitende Ver-
bindungen innerhalb der Union verbessern. Das 
Gesamtnetz umfasst alle Verkehrsträger sowie die 
Infrastrukturen für See- und Luftfahrt. Als Teil des Ge-
samtnetzes umfasst das Kernnetz dessen strategisch 
wichtigste Knoten und Verbindungen. Das entspre-
chende Wasserstraßennetz wird in seiner Gesamtheit 
dem Kernnetz zugerechnet (BMVI 2020b). 

Erreichbarkeitsdefzite und 
Verkehrsengpässe 

Um die Verkehrsinfrastruktur bedarfsgerecht und 
den zukünftigen Anforderungen entsprechend zu 
gestalten, erarbeitet der Bund in regelmäßigen Ab-
ständen eine räumlich diferenzierte Verkehrsprog-
nose. Die letzte vom BMVI veröfentlichte Verkehrs-
verfechtungsanalyse stammt aus dem Jahr 2014. 
Eine Prognose ist immer mit Unsicherheiten be-
haftet, weil sie auf Annahmen über die zukünftige 
Entwicklung aufbaut. Die tatsächliche Entwicklung 
bis zum Jahr 2018 zeigt dementsprechend auch, 
dass die Verkehrsträger Straße und Schiene deut-
lich stärker gewachsen sind als prognostiziert. Das 

Abbildung 8.8 
Vergleich der Bundesverkehrswegeplan-Verkehrs-
verfechtungsprognose 2030 mit der tatsächlichen 
Entwicklung bis 2019 

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Verfechtungsprognose 2030 (DLR 
2016) sowie Verkehr in Zahlen (BMVI 2020a) 
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Aufkommen an Binnenschiffahrt schrumpfte im sel-
ben Zeitraum hingegen, insbesondere wegen dürre-
bedingter Fahrbeschränkungen (vgl. Abb. 8.8). Auch 
hier unterscheiden sich Prognose und tatsächliche 
Entwicklung. 

Basierend auf den aktuellen Zahlen ist anzunehmen, 
dass das Aufkommen im Güterverkehr weiter steigt. 
Das gilt jedoch nicht für alle Regionen gleicherma-
ßen. Wegen der schrumpfenden Bevölkerung und 
der verhaltenen wirtschaftlichen Entwicklung nimmt 

Exkurs: Methode der Verkehrsverfechtungsprognose 2030 

Die Darstellung der zukünftigen Entwicklung des Verkehrsgeschehens basiert auf den Ergebnissen der Verkehrsver-
fechtungsprognose 2030 des BMVI. Wesentliche Grundlagen sind regional diferenzierte Prognosen zur Bevölke-
rungs- und Wirtschaftsentwicklung und Annahmen zum Infrastrukturausbau bis zum Jahr 2030. Das Kernstück sind 
die räumlichen Verfechtungsmatrizen auf Kreisebene im Personen- und Güterverkehr für die Jahre 2010 (Analyse) 
und 2030 (Prognose) (weiterführende methodische Erläuterungen: siehe Buthe 2017: 83 f.). 
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Abbildung 8.9 
Prognostiziertes Wachstum des Güterverkehrs 2010 bis 2030

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Verfechtungsprognose 2030 (DLR 2016)
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der Güterverkehr in Ostdeutschland vielerorts ten-
denziell ab. In Westdeutschland wird das Verkehrs-
aufkommen hingegen vermutlich fast ausschließlich 
steigen. Zudem sinkt der Transport von Massen-
gütern verglichen mit dem restlichen Güterverkehr 

bis zum Jahr 2030 kontinuierlich. Dies hat zur Folge, 
dass das Güterverkehrsaufkommen insbesondere in 
Regionen mit abnehmender Bedeutung der Schwer-
industrie rückläufg sein wird (vgl. Abb. 8.9).
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Die baulich-qualitative Ausstattung und die nut-
zungsbedingte Auslastung entscheiden zusammen 
darüber, wie leistungsfähig die Verkehrsinfrastruktur 
ist. Ist ein Streckenabschnitt nicht ausreichend groß 
bemessen und die Nachfrage höher als das Ange-
bot, kann es zu Verkehrsengpässen kommen. Neu-
und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur haben bereits 
zu teils deutlichen Qualitätszuwächsen geführt. Eine 
Gegenüberstellung der Verkehrsnetze im Zeitraum 
von 1991 bis 2018 ergibt aber ein uneinheitliches 
Bild: Die Summe der Straßenlängen des überört-
lichen Verkehrs stieg von 226.300 auf 229.800  Ki-
lometer um 1,6 Prozent, während das Bundeswas-
serstraßennetz um 1,4 Prozent auf 7.237 Kilometer 
schrumpfte. Das Schienennetz ging gar um 6,6 Pro-
zent auf 2.697 Kilometer zurück. 

Zwar lässt sich die Leistungsfähigkeit der Verkehrs-
netze auch ohne Ausbau der Infrastruktur steigern, 
die häufgen Stau- und Verspätungsmeldungen deu-
ten aber auf eine zunehmend kritische Situation hin. 
Das unterstreicht auch der folgende Vergleich: Ob-
wohl sich der Straßengüterverkehr zwischen 1991 
und 2018 verdoppelt hat, vergrößerte sich das Stra-
ßennetz lediglich um 1,6 Prozent (vgl. Abb. 8.10). 

Diferenzierter hat sich das Schienennetz entwi-
ckelt: Der Rückgang traf überproportional Strecken, 

die ausschließlich dem Güterverkehr dienen (BfG/ 
PLANCO 2007). Die Strecken, die nur dem Perso-
nenverkehr dienen (Hochgeschwindigkeitsnetz), 
wuchsen hingegen. Darüber hinaus stieg der Anteil 
zwei- und mehrgleisiger Strecken an der gesamten 
Streckenlänge zwischen 1991 und 2016 von 41,2 Pro-
zent auf 47,9 Prozent. Parallel erhöhte sich der Anteil 
elektrifzierter Strecken von 39,6 Prozent auf 53,7 Pro-
zent (Eurostat 2020). 

Wie leistungsfähig Verkehrsinfrastrukturen sind und 
wie sie sich entwickeln, unterscheidet sich regional 
deutlich. Die Situation ist bundesweit und für alle 
Teilräume regelmäßig zu überprüfen. Ein geeigne-
tes Bewertungsverfahren ergibt sich aus der Analy-
se von An- und Verbindungsqualitäten. 

Erreichbarkeiten beeinfussen die Lagegunst von 
Räumen und deren strukturelle Entwicklungschan-
cen als Siedlungs- und Wirtschaftsstandort. Dabei 
ist zu berücksichtigen, wie die Verkehrsnetze auf 
den Wettbewerb der Regionen wirken. Verkehrs-
systeme können lagebedingte Ausgangssituatio-
nen zwar nicht vollständig kompensieren, aber die 
Erreichbarkeiten von Räumen verbessern. So lassen 
sich Entwicklungshemmnisse von Räumen mindern 
und deren Entwicklungschancen fördern. Das Raum-
ordnungsgesetz (§ 2 (2)) fordert in seinen Grundsät-
zen daher unter anderem, auf „eine gute Erreichbar-
keit der Teilräume untereinander durch schnellen 
und reibungslosen Personen- und Güterverkehr […] 
hinzuwirken“ (ROG 2008). Entsprechend sieht es die 
Raumordnung als prioritär an, Erreichbarkeitsdefzi-
te zu beseitigen. 

Wie groß sind die regionalen Erreichbarkeitsdefzi-
te bezogen auf raumordnerische Mindeststandards 
der Erreichbarkeit? Die Analyse von Fahrzeiten und 
Reisezeiten für den motorisierten Individualver-
kehr und den Schienenpersonenverkehr zum je-
weils nächsten Oberzentrum hilft dabei, diese Frage 
zu beantworten. Sie berücksichtigt alle in den Lan-
desentwicklungsplänen ausgewiesenen Oberzen-
tren. Zudem werden für die Analyse die 878 Mittel-
bereiche als räumlicher Bezugspunkt verwendet. Nur 
in wenigen Teilräumen erreicht die Bevölkerung das 

Abbildung 8.10 
Indexierte Entwicklung der Güterverkehrsleistung 1991 bis 
2019 in Prozent 

Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Daten des BMVI 2020a 
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Abbildung 8.11 
Erreichbarkeit von Oberzentren

nächste Oberzentrum mit dem Pkw nicht innerhalb 
von 60 Minuten (vgl. Abb. 8.11). Hier sind vor allem 
diejenigen Räume problembehaftet, die die gerings-
ten Bevölkerungsdichten haben und ein entspre-
chend geringes, für oberzentrale Funktionen nicht 
ausreichendes Versorgungspotenzial aufweisen. Im 

Schienenpersonenverkehr gibt es 61 Mittelbereiche 
ohne Schienenanschluss. Für etwas mehr als 13 Pro-
zent der 817 Mittelbereiche mit Bahnanschluss ist 
das nächste Oberzentrum schlecht zu erreichen. Aus 
24 dieser defzitären Mittelbereiche brauchen Rei-
sende mehr als 90 Minuten mit der Bahn, um das 

Motorisierter Individualverkehr (MIV) Schienenpersonenverkehr (SPV)

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR, TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH
Geometrische Grundlage: Gemeinden (generalisiert), 31.12.2018 © GeoBasis-DE/BKG, BBSR-Mittelbereiche 2018 Bearbeitung: T. Pütz
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Typ Beschreibung Regel 

A Standorte mit großräumiger Bedeutung In der Regel gehören diese Standorte in mindestens sechs der sieben Kategorien zu 
den Top 50 und in einer Kategorie zu den Top 100. 

B Standorte mit überregionaler Bedeutung 
und hoher logistischer Bedeutung 

In der Regel liegen diese Standorte in fünf der sieben Kategorien unter den Top 100. 
Besonderes Augenmerk liegt auf den bedeutenden Standorten des kombinierten 
Verkehrs mit Umschlagszahlen über 100.000 Tonnen und Standorten mit hohem 
Verkehrsaufkommen oder hoher Wertschöpfung. 

C Standorte mit regionaler Bedeutung Standorte, die in der Regel in einer Kategorie zu den Top 100 gehören und in drei bis 
vier Kategorien zwischen Platz 100 und 200 liegen. 

D Standorte mit lokaler Bedeutung und 
hohem Verkehrsaufkommen 

Standorte, die mindestens in einer Kategorie auf einem Platz zwischen 1 und 200 
liegen und in den restlichen Kategorien nicht zu den Top 200 gehören. Das Verkehrs-
aufkommen liegt in der Regel bei über 6 Millionen Tonnen. 

E Standorte mit lokaler Bedeutung und 
geringem Verkehrsaufkommen 

Standorte, die in fast allen Kategorien nicht zu den Top 200 zählen. Das Verkehrsauf-
kommen liegt in der Regel bei unter 6 Millionen Tonnen. 

Abbildung 8.12 
Typen von Standorten des Güterverkehrs 2030 

Quelle: eigene Darstellung nach BVU 2015 
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nächste Oberzentrum zu erreichen. Insgesamt ist 
die Erreichbarkeit von Oberzentren per Bahn haupt-
sächlich für grenznahe Regionen, aber auch für länd-
lich geprägte Mittelbereiche mit geringem Bevölke-
rungspotenzial problematisch. 

Der BVWP 2030 sieht Investitionen von 98,3 Milliar-
den Euro für Aus- und Neubauprojekte vor, um Eng-
pässe aufzulösen, die Efzienz der Verkehrsabläufe zu 
verbessern und Erreichbarkeitsdefzite zu reduzieren. 
Vom Gesamtvolumen entfallen auf den Verkehrsträ-
ger Straße 49,3 Prozent, auf die Schiene 41,6 Prozent 
und auf die Wasserstraße 9,1 Prozent. Im Fokus ste-
hen die Hauptachsen und Knoten der Verkehrsnetze. 
Die meisten Investitionsmittel entfallen auf großräu-
mig bedeutsame Projekte. Bei den Verkehrsträgern 
Schiene und Wasserstraße sind nahezu alle Projek-
te großräumig bedeutsam. Beim Verkehrsträger Stra-
ße werden etwa drei Viertel der Investitionsmittel für 
großräumig bedeutsame Projekte eingesetzt. Die 
Straßenbauvorhaben des BVWP minimieren auf den 
Autobahnen kapazitätsbedingte Engpässe auf einer 
Streckenlänge von rund 2.000 Kilometern. Dadurch 
werden voraussichtlich jährlich mehr als 160 Milli-
onen Fahrzeugstunden mit Verkehrsstillstand und 
Stop-and-go-Verkehr vermieden (BMVI 2016: 16). Die 
Schienenvorhaben bauen wiederum kapazitätsbe-
dingte Engpässe auf einer Streckenlänge von rund 

800 Kilometern ab. Das verringert die jährlich zu er-
wartenden Wartezeiten um rund 15.200 Stunden. Die 
zusätzlichen Kapazitäten führen dazu, dass Bahnfah-
ren für die Bevölkerung attraktiver wird. Sie vermei-
den über 1,5 Milliarden Pkw-Kilometer sowie mehr 
als 724.000 Lkw-Fahrten pro Jahr mit einer Fahrleis-
tung von 519 Millionen Lkw-Kilometern. 

Bei den Wasserstraßen wirken sich qualitative Eng-
pässe der Infrastruktur auf die Wirtschaftlichkeit der 
Transporte auf allen betrofenen Relationen über die 
gesamte Transportlänge aus. Eine einzelne niedrige 
Brücke kann beispielsweise die Zahl der übereinan-
der stapelbaren Container für den Gesamttransport 
limitieren. Die Vorhaben des BVWP beseitigen quali-
tative Engpässe auf Straßen der Seeschiffahrt mit ei-
ner Gesamtlänge von rund 300 Kilometern und Eng-
pässe auf Straßen der Binnenschiffahrt mit einer 
Gesamtlänge von etwa 370 Kilometern. 

Standorträume des Güterverkehrs 

In der Handlungsstrategie „Zusammenarbeit und Ver-
netzung von Räumen stärken“ kommen die Standor-
te des Güterverkehrs nicht vor. Sie haben sich aber 
über die Zeit als hierarchisch-funktionales System he-
rausgebildet, das die speziellen Bedürfnisse des Gü-
terverkehrs bedient. Damit geht vor allem eine neue 



Abbildung 8.13 
Verteilung der Standorttypen des Güterverkehrs
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Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2012
Bearbeitung: T. Pütz

100 km

A – Standorträume mit großräumiger Bedeutung für den Güterverkehr

B – Standorträume mit überregionaler Bedeutung für den Güterverkehr

Minden

Rastatt

Germersheim

Wesermarsch Harburg

Börde

Kleve

Uckermark

Heilbronn

Emden

Dithmarschen

Kiel

Wilhelmshaven

Teltow-Fläming

Braunschweig

Salzgitter

Wolfsburg

Gütersloh

Saarbrücken

Saarlouis

Konstanz

Freiburg

Freising

Regensburg

Fulda

Hersfeld-Rotenburg

Mainz

Mayen-Koblenz

Aachen

Groß-Gerau

Main-Kinzig

Rhein-Neckar

Böblingen

Esslingen

Zwickau

Leipzig Meißen

Oder-Spree

Stade

Osnabrück

Siegen
Rhein-Sieg

W.M.

K. MK.

Steinfurt

Ha.

E.
G.

G.= Gelsenkirchen
E. = Essen

M. = Mettmann
MK. = Märkischer Kreis
Ha. = Hamm

K. = Krefeld
W. = Wuppertal

He.

He. = Herne

Wesel

Köln

Rhein-Erft

Bremen

Recklinghausen
Unna

Frankfurt/Main

Ludwigsburg

München

Nürnberg

Stuttgart

Ortenaukreis

Karlsruhe

MannheimLudwigshafen

DortmundDuisburg

Düsseldorf

Emsland

Hamburg

Lübeck

Rostock

BerlinHannover

Bremerhaven

Neuss

Wesel

Köln

Rhein-Erft

Bremen

Recklinghausen
Unna

Frankfurt/Main

Ludwigsburg

München

Nürnberg

Stuttgart

Ortenaukreis

Karlsruhe

MannheimLudwigshafen

DortmundDuisburg

Düsseldorf

Emsland

Saalekreis

Hamburg

Lübeck

Rostock

BerlinHannover

Bremerhaven

Neuss

Drucksache 19/31571 Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode– 126 – 



Form der Vernetzung von Räumen einher. Die Mi-
nisterkonferenz für Raumordnung hat in einem Be-
schluss aus dem Jahr 2014 aufgezeigt, dass es wich-
tig ist, die zentralen Standorte des Güterverkehrs 
voneinander zu unterscheiden (MKRO 2014). Nur so 
lässt sich der künftige Ausbau der Infrastruktur be-
werten und die Wettbewerbsfähigkeit einschätzen. 
Damit verbunden ist der Auftrag, die gesteigerte 
raumordnerische Bedeutung des Güterverkehrs zu 
berücksichtigen und ihn in die Analyse der Raum-
wirksamkeit zu integrieren. Der Bund lässt die zent-
ralen Standorte des Güterverkehrs in seine Planung 
der Verkehrsinfrastruktur einfießen. Auf diese Weise 
lassen sich die Standorte besser untereinander ver-
netzen und der Warenaustausch sowie die Arbeits-
teilung fördern. Das soll die Wettbewerbsfähigkeit in 
Deutschland stärken. 

Das Grundgerüst der Standorte besteht aus großräu-
migen, kapazitätsstarken und multimodalen Infra-
strukturkorridoren, die mit besonderen Knotenpunk
ten verknüpft sind. Dazu gehören Häfen, Terminals 
des kombinierten Ladungsverkehrs und Güterver-
kehrszentren. Diese sind – unter Berücksichtigung 
anderer räumlicher Ansprüche und Anforderungen 
der Energieeinsparung sowie des Klimaschutzes – 
zu stärken. Dafür braucht es eine funktionale Glie-
derung. Standorte des Güterverkehrs sind in der 
Regel dann bedeutend, wenn sie eine hohe Funk-
tionsdichte aufweisen. Folgende Kategorien sind da-
bei relevant: 

n Gesamtverkehrsaufkommen 
n Höhe des Aufkommens im kombinierten Verkehr 

und im Containerverkehr 
n Modalität 
n Höhe der grenzüberschreitenden Verkehre 
n Höhe des Fernverkehrsaufkommens 
n Beschäftigungshöhe im Verkehrssektor 
n Wertigkeit der transportierten Güter 

Entsprechend dieser Kategorien und unter Einbezie-
hung der Verkehrsverfechtungsprognose 2030 er-
folgte eine Einteilung der Standorte – aus Gründen 
der Datenverfügbarkeit auf Kreisebene – in unter-
schiedliche Typen (vgl. Abb. 8.12). 

Um bereits feststehende zukünftige Entwicklun-
gen adäquat in der Planung der Verkehrsinfrastruk-
tur zu berücksichtigen, bezieht sich die Analyse be-
wusst nicht auf das Jahr 2010, sondern auf 2030. Das 
ermöglichte zum Beispiel, die Inbetriebnahme des 
Jade-Weser-Ports in Wilhelmshaven im Jahr 2012 
aufzunehmen. 

Knoten des Wissensaustauschs 

Die Metropolregionen sind gemäß einem Hand-
lungsansatz aus dem Leitbild als Knoten des Wissens-
austauschs und des Forschungstransfers zu stärken. 
Metropolregionen sind wichtige Standorte, an de-
nen Universitäten, Forschungseinrichtungen und 
forschungsintensive Firmen neues Wissen generie-
ren. Der Metropolfunktionsindex des BBSR (2010) hat 
bereits die Standorte der weltweiten Top-500-Univer-
sitäten sowie der internationalen Forschungs- und 
technisch-wissenschaftlichen Vereinigungen, die 
Herausgeberorte von wissenschaftlichen Fachzeit-
schriften und die Veranstaltungsorte von internati-
onalen Kongressen erfasst. Diese Indikatoren helfen 
dabei, die Bedeutung der Metropolen aufzuzeigen. 

Das Potenzial der Vernetzung, also des Wissensaus-
tauschs, lässt sich über das EU-Rahmenprogramm für 
Forschung und Innovation „Horizont 2020“ abbilden 
(Europäische Kommission 2020). Insgesamt hat das 
Programm seit 2014 fast 53 Milliarden Euro in Projek-
ten gebunden – davon etwa 7,9 Milliarden Euro für 
Partner in Deutschland. Damit partizipiert Deutsch-
land am stärksten an den verfügbaren Mitteln, ge-
folgt vom Vereinigten Königreich mit etwa 6,7 Milliar-
den Euro und Frankreich mit rund 5,9 Milliarden Euro. 
Deutschland ist mit über 15.700 Partnern am stärks-
ten im Forschungsprogramm vertreten. Wiederum 
folgt das Vereinigte Königreich mit ungefähr 14.500 
geförderten Institutionen, auf Platz drei steht Spani-
en mit fast 13.300 Teilnehmern. Diese beiden Spit-
zenwerte zeigen bereits, wie wichtig Horizont 2020 
für den Forschungsstandort Deutschland ist. 

Räumlich gesehen proftieren besonders die großen 
Städte vom Programm (vgl. Abb. 8.14). Insgesamt 
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Abbildung 8.14 
Standorte der im EU-Forschungsrahmenprogramm Horizont 2020 geförderten Projektpartner
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liegen 61,4 Prozent der geförderten Institutionen 
in den Kernstädten der Metropolregionen – damit 
fndet dort der Großteil des internationalen For-
schungsaustauschs statt, der durch Horizont 2020 
gefördert wird. Insofern sind die Metropolregionen 
die Knoten des Wissensaustauschs und Forschungs-
transfers. Gleichzeitig werben aber auch die verstäd-
terten und ländlichen Regionen Fördermittel ein, um 
sich mit anderen Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern im In- und Ausland über die Projekte zu 
vernetzen.

Etwa 83 Prozent der Mittel fießen in Deutschland 
in die Metropolregionen – entsprechend 17 Pro-
zent in die Räume außerhalb dieser. Zum Vergleich: 
„Nur“ knapp 68 Prozent der Bevölkerung leben in ei-
ner Metropolregion. Besonders die kreisfreien Groß-
städte in Metropolregionen können die Förderung 
nutzen: Fast 64 Prozent der Horizont-2020-Mit-
tel werden hier eingeworben. Die städtischen Krei-
se in Metropolregionen binden weitere 16 Prozent 
der Mittel, so dass vier Fünftel der Forschungsförde-
rung, die Deutschland aus dem Programm erhält, in 
diesen beiden Raumkategorien verbleiben. In den 
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Sie kann Produktivität und Umsätze von Unterneh-
men steigern sowie Standortnachteile und Erreich-
barkeitsdefzite ausgleichen. Zugleich ermöglicht 
sie teilweise ortsunabhängigere Arbeitsformen und 
-weisen, kann Unternehmen eine bessere Ausgangs-
position bei der Suche nach Fachkräften bieten, mit 
stärker motivierten Beschäftigten punkten und eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermög-
lichen (Initiative D21 2020: 48). Entsprechend sieht 
das Leitbild „Wettbewerbsfähigkeit stärken“ vor, die 
Möglichkeiten von Informations- und Kommunikati-
onstechnologien und -netzen für die Raumentwick-
lung zu berücksichtigen. 

Breitbandversorgung im internationalen Vergleich 

Im internationalen Vergleich ist die Breitbandver-
sorgung in Deutschland recht gut. Im Juni 2019 ka-
men auf 100 Einwohnerinnen und Einwohner fast 
42 leitungsgebundene Breitbandanschlüsse (vgl. 
Abb. 8.16). Die Werte in Ländern wie Italien, Öster-
reich oder Schweden waren deutlich niedriger (OECD 
2021). Bei Mobilfunkanschlüssen lag Deutschland 

Abbildung 8.15 
EU-Forschungsförderung aus Horizont 2020 für Deutschland 
nach Raumtypen 
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Quelle: Europäische Kommission 2020, eigene Berechnung 

kreisfreien Großstädten außerhalb der Metropolre-
gionen werden weitere 11 Prozent und in den dorti-
gen städtischen Kreisen noch etwas über 3 Prozent 
umgesetzt. Die übrigen Kreistypen – die ländlichen 
Kreise mit Verdichtungsansätzen und die dünn be-
siedelten ländlichen Kreise in und außerhalb einer 
Metropolregion proftieren prozentual nur in 
einem sehr geringen Ausmaß von Horizont 2020. 
Sie streichen lediglich etwas mehr als 5 Prozent der 
Forschungsmittel ein (vgl. Abb. 8.15). Insgesamt sind 
das zwar immerhin über 403 Millionen Euro – ver-
glichen mit den mehr als 5 Milliarden Euro, die in die 
kreisfreien Großstädte der Metropolregionen fießen, 
ist dies aber eine geringe Summe. 

Die einzelnen Projekte unterscheiden sich zudem 
je nach Standort der teilnehmenden Institutionen. 
Metropolregionen warben pro deutschem Partner 
durchschnittlich etwa 511.500 Euro ein. Der Wert für 
außerhalb gelegene Institutionen liegt demgegen-
über bei 457.100 Euro. Die Spannweite reicht von den 
metropolitanen Kernstädten mit fast 522.000 Euro 
bis zu den dünn besiedelten Räumen außerhalb von 
Metropolregionen mit knapp 343.000 Euro. Institu-
tionen in Großstädten und städtischen Kreisen sind 
zudem zu über 21 Prozent Projektkoordinator, Ein-
richtungen in den ländlichen Kreisen nur zu knapp 
16 Prozent. Die Netzwerke – also die Anzahl der be-
teiligten Partner und der einbezogenen Länder 
unterscheiden sich hingegen kaum. Das zeigt nicht 
nur, wie international die Projekte aufgestellt sind. 
Es steht auch für die inhaltlichen Impulse und die 
Einbindung in einen Austausch bei Innovationen, 
die wieder zurück auf die deutschen Partner fießen. 
Im Mittel besteht ein Projekt aus knapp 18,6 Part-
ner-Institutionen, die aus rund 7,7 weiteren Ländern 
kommen. Lediglich die dünn besiedelten ländlichen 
Kreise in Metropolregionen schneiden hier leicht un-
terdurchschnittlich ab. 

Anbindung an Informations- und 
Kommunikationsinfrastruktur 

Die Digitalisierung ist ein weiterer entscheiden-
der Faktor für die regionale Wettbewerbsfähigkeit. 
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mit 85 Anschlüssen je 100 Einwohnerinnen und Ein-
wohner dagegen unter dem OECD-Durchschnitt von 
113. Höchstwerte erreichten hier Japan, Finnland, 
Estland und die USA. Auf europäischer Ebene zeigen 
sich Stadt-Land-Disparitäten in der Versorgung mit 
schnellem Breitband: 2018 hatten nur etwa 16 Pro-
zent aller Haushalte in ländlichen Räumen einen Ka-
bel- oder Glasfaseranschluss (Europäische Kommis-
sion 2019: 8). In Deutschland lag der Anteil minimal 
höher. 

Die EU strebte bis Ende 2020 an, alle Europäer mit 
einem Breitbandanschluss von mehr als 30 Mbit/s 
und mehr als die Hälfte aller Europäer mit schnellem 
Breitband über 100 Mbit/s auszustatten (Europäische 
Kommission 2010: 47). Gemessen daran lag die Breit-
bandversorgung Deutschlands europaweit im obe-
ren Drittel. Etwa 90 Prozent der deutschen Haushal-
te verfügten 2018 über einen Breitbandanschluss im 
Festnetz. Im EU-weiten Durchschnitt waren es nur 
77 Prozent (Europäische Kommission 2019: 12). Bei 
der Versorgung der Haushalte mit schnellem Inter
net lag Deutschland leicht über dem europäischen 

Mittelwert von 60 Prozent. Belgien, Dänemark, Lu-
xemburg und Malta kamen durchschnittlich bereits 
auf über 90 Prozent. 

Um den sich kontinuierlich erhöhenden Bedarf der 
Haushalte und Unternehmen an Breitbandvolumen 
künftig abdecken zu können, braucht es Kabel- und 
Glasfaserverbindungen, weil nur solche Technolo-
gien Bandbreiten über 1.000 Mbit/s leisten können. 
Hier hat Deutschland Nachholbedarf: Aktuelle Da-
ten der OECD zeigen, dass es im Dezember 2019 je 
100 Einwohnerinnen und Einwohner erheblich weni-
ger Glasfaseranschlüsse als beispielsweise in Schwe-
den, Dänemark oder Frankreich gab. Auch bei Ka-
belanschlüssen lag das deutsche Versorgungsniveau 
etwas unter dem OECD-Durchschnitt (vgl. Abb. 8.16). 

Deutschlandweit zeigen sich, unabhängig vom nied-
rigen Versorgungsniveau, auch für Kabel- und Glas-
faseranschlüsse Stadt-Land-Disparitäten. Der Ver-
sorgungsgrad der Haushalte mit Glasfaser lag einzig 
in den kreisfreien Großstädten der alten Länder 
über 20 Prozent. An Kabel waren 49,8 Prozent der 
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Abbildung 8.16 
Leitungsgebundene Breitbandanschlüsse je 100 Einwohnerinnen und Einwohner, Dezember 2019 

Quelle: OECD 2021 
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Haushalte der ost- und 67,7 Prozent der Haushal-
te der westdeutschen Städte dieses Kreistyps an-
geschlossen. Insgesamt wiesen die Haushalte der 
ostdeutschen Kreise deutlich niedrigere Versor-
gungsgrade als die westdeutschen auf – die Quote 
lag in manchen der dortigen ländlichen Räume bei 
unter 10 Prozent. 

Eine weitere Herausforderung ist, dass 2018 und 
2019 nur 12,8 Prozent der Nutzerinnen und Nutzer 
stationärer Anschlüsse die maximale Bandbreite er-
hielten, die ihnen der jeweilige Anbieter versprochen 
hatte. Bei den mobilen Anschlüssen war der Unter-
schied zwischen tatsächlicher und vereinbarter maxi-
maler Datenübertragungsrate sogar noch größer als 
bei den stationären Anschlüssen (Bundesnetzagen-
tur 2019a: 67 f.). 

Breitband: Wettbewerbsfaktor für Unternehmen 
und Kommunen 

Wichtig für die Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland 
ist aber nicht nur die Breitbandversorgung der Haus-
halte, sondern auch die der Unternehmen. Mehr als 
die Hälfte der Unternehmen mit mehr als zehn Be-
schäftigten (59 Prozent) konnte 2019 auf eine feste 
Breitbandversorgung mit mindestens 30 Mbit/s zu-
rückgreifen. Im europäischen Durchschnitt verfügten 
54 Prozent der Unternehmen über diesen Standard. 
An der Spitze standen Dänemark mit 87 Prozent, 
Schweden mit 82 Prozent und die Niederlande mit 
75 Prozent (Statistisches Bundesamt 2020a). Zwar 
wächst die Versorgung mit schnellem Breitband von 
über 100 Mbit/s für Unternehmen in Deutschland 
seit 2015 kontinuierlich an. Dennoch verfügten 2019 
weniger als ein Fünftel der Unternehmen über einen 
schnellen Breitbandanschluss (Statistisches Bundes-
amt 2020b). 

Auch wenn es bezogen auf Unternehmen aktuell kei
ne Daten gibt, die die Stadt-Land-Unterschiede be-
rücksichtigen: Für viele Betriebe in ländlichen Regi-
onen ist die unzureichende Breitbandversorgung 
ein gravierender Wettbewerbsnachteil. Das gilt zum 
einen für zahlreiche Hidden Champions, die ihren 

Hauptsitz in ländlich geprägten Regionen haben. 
Etwa ein Fünftel der knapp 1.700 untersuchten Un-
ternehmenssitze dieser Hidden Champions liegen 
zum Beispiel in peripheren oder sehr peripheren 
Räumen (BBSR 2019: 17). Zum anderen betrift dies 
auch innovative Angebote wie Telemedizin oder au-
tonomes Fahren. Ebenso beeinträchtigt der unzurei-
chende Breitbandausbau viele landwirtschaftliche 
Unternehmen, so dass sie wichtige Potenziale der Di-
gitalisierung nur begrenzt nutzen können. Dazu ge-
hören unter anderem 

n eine efzientere Produktion, 
n eine bessere Entscheidungsunterstützung, 
n eine vereinfachte betriebliche Dokumentation 

der Produktion und 
n Erleichterungen bei der Beantragung von 

Beihilfeanträgen. 

Auch für die Kommunen stellt die Breitbandversor-
gung ein weiterhin wichtiges Themenfeld dar. Einer 
Umfrage des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des aus dem Jahr 2019 zufolge sahen 43 Prozent der 
befragten Kommunen den größten Handlungsbedarf 
im Bereich der Digitalisierung beim Breitbandaus-
bau (DStGB/Institut für Innovation und Technik 2019: 
24). Jedoch bedarf es darüber hinaus weiterer Fakto-
ren zur Bewältigung des digitalen Wandels vor Ort. 
Die Kommunen nannten die Personalausstattung 
(38 Prozent), die fachliche Expertise (28 Prozent), Fi-
nanzmittel (27 Prozent), die IT-Sicherheit (27 Prozent) 
und die Ausstattung mit Hard- und Software (22 Pro-
zent) als zusätzlich limitierende Faktoren. 

Regionale Disparitäten 
bei der Breitbandversorgung 

Die Breitbandversorgung in Deutschland unterschied 
sich Mitte 2020 regional noch immer erheblich. Ent-
scheidend ist die Lage einer Gemeinde: Je periphe-
rer diese ist, desto ungünstiger gestaltet sich ihr Ver-
sorgungsniveau. 19,7 Prozent der Haushalte in sehr 
peripheren Orten wurden mit einer relativ geringen 
Übertragungsrate von unter 30 Mbit/s versorgt. In 
den sehr zentral gelegenen Kommunen lag der Wert 
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Lagetyp der Gemeinde, 
Ost/West, Deutschland 

Verfügbare Bandbreite 

< 30 Mbit/s > 50 Mbit/s ≥ 200 Mbit/s ≥ 1.000 Mbit/s 
LTE (4G) 

(> 6 Mbit/s) 

Anteil der versorgbaren Haushalte in Prozent 

sehr zentral 2,0 97,4 89,2 72,9 99,9 

zentral 5,2 93,1 73,8 49,4 98,9 

peripher 10,2 87,0 59,3 30,7 96,7 

sehr peripher 19,7 76,6 47,2 18,2 94,0 

Alte Länder 4,1 94,5 79,4 58,8 98,9 

Neue Länder 9,6 88,8 69,5 44,9 98,4 

Deutschland 5,2 93,3 77,4 55,9 98,8 

Abbildung 8.17 
Versorgung der Haushalte mit stationärem und mobilem Breitband, Juni 2020 

Datenbasis: BMVI 2020, eigene Berechnungen 

lediglich bei 2,0 Prozent. Ebenso deutlich war der Un-
terschied bei einer sehr hohen Bandbreite von mehr 
als 1.000 Mbit/s: Während davon nur 18,2 Prozent der 
Haushalte in den sehr peripheren Gemeinden prof-
tierten, war der Anteil in den sehr zentralen Orten 
mit 72,9 Prozent fast viermal höher (vgl. Abb. 8.17). 

Das Versorgungsniveau mit mobilem Breitband (LTE 
4G) lag fächendeckend weit über 90 Prozent und da-
mit deutlich höher. Der Unterschied zwischen den 
Lagetypen bei der möglichen Versorgung der Haus-
halte war mit etwa 5 Prozentpunkten ebenfalls deut-
lich kleiner. Das mobile Angebot stellt derzeit jedoch 
nur deutlich niedrigere Bandbreiten zur Verfügung 
und ist daher kein vollwertiger Ersatz für die statio-
näre Versorgung. Zudem ist die Mobilfunkanbindung 
insbesondere in sehr peripher gelegenen Gemein-
den entlang wichtiger Hauptverkehrswege noch 
immer schlecht. Auch wenn der Bund bestehende 
Funklöcher mit der Vergabe von 5G-Lizenzen seit 
etwa fünf Jahren gezielt schließen möchte (Bundes-
netzagentur 2019b), wurden sie bis Ende 2019 nicht 
vollständig beseitigt. 

Abbildung 8.18 zeigt, dass der Anteil der Haushalte, 
die mindestens mit einer Bandbreite von 100 Mbit/s 
versorgt werden können, regional unterschiedlich 
hoch war. Die Bundesländer mit einem hohen An-
teil ländlicher Räume wiesen die niedrigsten Versor-
gungsgrade auf. In den neuen Ländern galt dies vor 

allem für Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern: Hier surften maximal 73,7 Pro-
zent aller Haushalte mit mindestens 100 Mbit/s. In 
den alten Ländern wies Rheinland-Pfalz das mit Ab-
stand niedrigste Versorgungsniveau auf. Der Anteil 
der entsprechend angeschlossenen Haushalte lag 
hier bei 81,0 Prozent. Deutschlandweit gab es 2,7 Mil-
lionen Haushalte in meist peripher gelegenen Ge-
meinden, in denen höchstens die Hälfte aller Haus-
halte eine Bandbreite von mindestens 100 Mbit/s zur 
Verfügung hatte. Demgegenüber sind die großen 
kreisfreien Städte in der Regel vollständig versorgt. 

Unterversorgte Räume beim Breitbandangebot 

Abbildung 8.19 zeigt, in welchen Kreisen die Breit-
bandversorgung besonders schlecht war. Sowohl in 
den alten als auch in den neuen Ländern gab es sol-
che Räume. Sie verfügten über hohe Anteile an Haus-
halten, die nur mit einer Bandbreite von weniger als 
30  Mbit/s versorgt wurden. Im Landkreis Lüchow-
Dannenberg betraf dies 39,8 Prozent, im Landkreis 
Rostock 35,2 Prozent und im Landkreis Nordwest-
mecklenburg 31,0 Prozent der Haushalte. 

Trotz immer noch deutlicher Disparitäten lässt sich 
eine positive Entwicklung für den Zeitraum Dezem-
ber 2018 bis Juni 2020 (vgl. Abb. 8.20) feststellen. Ein 
längerer Zeitvergleich ist wegen unterschiedlicher 
Konzepte der Datenerfassung schwierig. 
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Abbildung 8.18 
Versorgungsniveau mit leistungsfähigem Breitband, Juni 2020

Datenbasis: BMVI 2020, eigene Berechnungen
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bis unter 15
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55 bis unter 75 keine Daten
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95 und mehr
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Abbildung 8.19 
Unterversorgung bei Breitband, Dezember 2018 bis Juni 2020

Abbildung 8.20 
Entwicklung der Versorgung der Haushalte mit stationärem und mobilem Breitband, Dezember 2018 bis Juni 2020

Lagetyp der Gemeinde, 
Ost/West, Deutschland

Verfügbare Bandbreite

< 30 Mbit/s > 50 Mbit/s > 200 Mbit/s > 1.000 Mbit/s LTE (4G) (> 6 Mbit/s)

Veränderung des Anteils versorgbarer Haushalte in Prozentpunkten

sehr zentral –2,1 3,1 7,3 35,8 1,3

zentral –4,7 6,6 9,8 27,8 3,5

peripher –6,7 9,0 12,1 15,2 5,6

sehr peripher –7,2 9,4 12,4 10,2 7,5

Alte Länder –3,5 5,1 8,4 31,0 3,2

Neue Länder –5,5 7,1 11,8 19,1 2,4

Deutschland –4,0 5,5 9,2 28,5 3,0

Datenbasis: BMVI 2020, eigene Berechnungen
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Die Analyse zeigt, dass sich das Niveau der Unterver-
sorgung erheblich verringert hat. Das Angebot an 
hohen Bandbreiten mit über 50 Mbit/s und über 200 
Mbit/s verbesserte sich zudem – um 5,5 und 9,2 Pro-
zentpunkte. Die Haushalte in peripher und sehr pe-
ripher gelegenen Gemeinden proftierten bei diesen 
beiden Bandbreiten deutlich stärker vom Ausbau als 
die zentral und sehr zentral gelegenen Kommunen. 
Der Unterschied ist aber nicht so groß, als dass die 
benachteiligten Räume schnell aufschließen könn-
ten. Vom Ausbau der sehr hohen Bandbreiten mit 
mehr als 1.000 Mbit/s proftierten die zentralen und 
sehr zentralen Kommunen zudem stärker – die Dis-
paritäten vergrößerten sich in diesem Fall also sogar. 

Chancen der Digitalisierung 

Wissenschaft und Politik sehen die Digitalisierung als 
Chance, den Herausforderungen der Globalisierung, 
der Urbanisierung und speziell des stark zunehmen-
den Verkehrs zu begegnen. Mit ihr lässt sich ein zu-
kunftsfähiges Verkehrssystem gestalten. Im Text zum 
Strategieansatz „Infrastruktur und Mobilität sichern“ 
heißt es: „Mit Informations- und Kommunikations-
technologie sowie den Potenzialen aus der Digita-
lisierung verschiedener Infrastrukturleistungen kön-
nen ihre bessere Auslastung, ihre Zugänglichkeit und 
Barrierefreiheit erreicht werden“ (MKRO 2016: 12). 

Um die Potenziale der Digitalisierung zu erschließen, 
müssen alle Regionen fächendeckend mit leistungs-
fähiger Breitbandinfrastruktur und damit korrespon-
dierenden Mobilfunknetzen (5G-Netze) ausgestattet 
sein. Ohne digitale Anbindung verlieren Wirtschafts-
unternehmen aller Größenordnungen ihre Arbeits-, 
Wettbewerbs- und Entwicklungsfähigkeit. Digitale 
Netze gehören genauso zur Daseinsvorsorge wie die 
Energie- und Wasserversorgung. Zudem befördert 
der Ausbau der digitalen Infrastrukturen gleichwer-
tige Lebensverhältnisse: Insbesondere in ländlichen 
Räumen wirkt er einer Zentralisierung in Richtung 
der Ballungsräume entgegen. 

Im Bereich der Mobilität ermöglicht die Digitalisie-
rung bereits heute Anwendungen, die vor wenigen 

Jahren kaum denkbar erschienen. So besteht bei-
spielsweise die Möglichkeit, in Echtzeit per Smart-
phone eine Routenplanung in Anspruch zu nehmen, 
die Unfälle, Sperrungen und aktuelle Fahrgeschwin-
digkeiten berücksichtigt. Das BMVI unterstützt die 
Digitalisierung im Verkehrssektor mit Förderpro-
grammen wie zum Beispiel mit dem Aktionsplan „Di-
gitalisierung und Künstliche Intelligenz in der Mobi-
lität“ (BMVI 2018b: 6 f.). 

Der Aktionsplan bündelt Maßnahmen, die eine mo-
derne, saubere, efziente, nachhaltige und bezahl-
bare Mobilität im digitalen Zeitalter gestalten. Noch 
werden Verkehrsinfrastrukturen für den Land-, Was-
ser- und Luftverkehr weitgehend analog geplant, 
gebaut und betrieben. Die Modellierung von Ver-
kehrsbedarfen und die Entwicklung von Szenarien 
liefern jedoch eine bessere Grundlage für Entschei-
dungen über Planungsalternativen. Beispielswei-
se hat das Stauaufkommen in den letzten 15 Jah-
ren um 20 Prozent zugenommen. Eine intelligente 
Verkehrslenkung kann diesem Trend entgegenwir-
ken. Schätzungen zufolge lassen sich durch intelli-
gente Vernetzung und Steuerung in Verbindung mit 
selbstfahrenden Autos in Großstädten bis zu 90 Pro-
zent der Fahrzeuge einsparen. Eine intelligente Ver-
kehrslenkung hilft, die Kosten der Mobilität zu sen-
ken und den Ausstoß von Emissionen zu reduzieren. 
In Zukunft ermöglichen mehr Echtzeitdaten zum Bei-
spiel verbesserte Steuerungsverfahren, die das Ver-
kehrsaufkommen dynamisch lenken. Das verbessert 
Simulationen für die Vorhersage von Verkehrsfüssen 
mithilfe von künstlicher Intelligenz. 

Auch im Bahnverkehr schreitet die Digitalisierung 
weiter voran. Das führt zu zahlreichen Möglichkeiten 
der Optimierung. Mithilfe des European Train Con-
trol System (ETCS) lassen sich sämtliche Züge auf ei-
ner Strecke über Funkkommunikation beeinfussen. 
Die Sicherung und Fernüberwachung erfolgt durch 
die ständige Kommunikation zwischen Infrastruk-
tur, Zug und Streckenzentrale. Eine Sensorik in Fahr-
zeug und Schiene erfasst zum Beispiel Daten zur zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit oder Zielentfernung. 
Diese werden mit den Befehlen der Streckenzentra-
le abgeglichen. Die Taktung von Fahrten lässt sich 
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dadurch wesentlich besser auf den Bedarf abstim-
men. Auch zunehmende Personalengpässe der Bahn 
als Folge des demografschen Wandels kann die Digi-
talisierung teilweise aufangen. 

Der Einsatz von Sensoren sowie Analyse-, Prognose-
und Informationssystemen hat demnach großes Po-
tenzial für efziente Personen- und Güterverkehrs-
ströme. Ebenso trägt die Digitalisierung zu mehr 
Verkehrssicherheit, weniger verkehrsbedingten Emis-
sionen und einem schonenden Umgang mit Ressour-
cen bei. Sie verbessert die Teilhabe an der Mobilität 
und stärkt den Innovations- und Wirtschaftsstandort 
Deutschland (vgl. BMVI 2018b: 7). 

Refexion der Handlungsansätze 

Die Raumordnungspolitik muss die Verkehrsinfra-
strukturen zukunftssicher mitgestalten. Damit schaft 
sie Voraussetzungen, unter denen sich Regionen 
wirtschaftlich besser entwickeln können und mi-
nimiert Disparitäten. Für die zukünftige Raumord-
nungspolitik sollten daher nachstehende Aspekte 
Berücksichtigung fnden. 

Neben den notwendigen fnanziellen Ressourcen 
rückt die zeitliche Dimension immer stärker als limi-
tierender Faktor in den Mittelpunkt. Der Zeitraum 
von der Planung bis zur Realisierung von Projekten 
zur Verkehrsinfrastruktur ist in Deutschland zu lang 
und behindert die regionale und globale Wettbe-
werbsfähigkeit. Daher braucht es im Verkehrsbereich 
künftig schnellere Verfahren. Planungsbeschleuni-
gung ist ein zentrales, im Koalitionsvertrag veranker-
tes Ziel, das den Investitions- und Sanierungsrück-
stau in Deutschland abbaut. Dazu wurden bereits in 
der aktuellen Legislaturperiode drei Gesetze verab-
schiedet: das Gesetz zur Planungsbeschleunigung 
von 2018 (NABEG 2011), das Maßnahmengesetzvor-
bereitungsgesetz (2020) (MgvG 2020) und das Gesetz 
zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren im Verkehrsbereich (2020). Sie 
sollen zu verschlankten und efzienteren Genehmi-
gungsverfahren führen. 

Die Corona-Pandemie macht einen weiteren, sehr 
wichtigen Aspekt der zukunftssicheren Gestaltung 
des Verkehrs deutlich: Nur zuverlässige und robuste 
infrastrukturelle Rahmenbedingungen fördern und 
sichern die Wettbewerbsfähigkeit, den Wirtschafts-
standort Deutschland und die Versorgung der Be-
völkerung mit Gütern und Dienstleistungen. Ausge-
fallene und beeinträchtigte Verkehrsinfrastrukturen 
führen zu nachhaltig wirkenden Versorgungseng-
pässen mit erheblichen Störungen für Wirtschaft und 
Gesellschaft. 

Zukünftig müssen die internationalen Wertschöp-
fungsketten stärker auf ihre Robustheit und Bedeu-
tung für die Volkswirtschaft hinterfragt werden. Das 
Verkehrssystem ist vielen möglichen Störungen aus-
gesetzt, die die Verfügbarkeit je nach Intensität kurz-, 
mittel- oder langfristig unterbrechen können. Ne-
ben der Verlässlichkeit der Handelsbeziehungen zu 
anderen Staaten braucht es für eine stabile und re-
gelmäßige Versorgung primär Qualität und Viel-
falt der infrastrukturellen Anbindung, Flexibilität 
in der Lieferlogistik sowie Lagerkapazitäten. Dabei 
ist eine multimodal ausgerichtete Anbindung und 
Lieferlogistik tendenziell robuster gegenüber exter-
nen Störungen als die Ausrichtung auf einen Ver-
kehrsträger. Das Thema Robustheit und der in den 
Grundsätzen der Raumordnung verankerte Schutz 
Kritischer Infrastrukturen erhalten nicht nur, son-
dern auch durch die Corona-Pandemie zunehmen-
de Bedeutung. 

Verkehrspolitik muss nicht nur die Güterversorgung 
sicherstellen. Sie muss auch das Wissen über die 
räumlich diferenzierte volkswirtschaftliche Bedeu-
tung von Transportströmen aufbauen, um im Krisen-
fall priorisieren zu können. Das Transportstrom-Visu-
alisierungs-Modell (TraViMo) des BBSR zielt genau 
darauf ab. Empirisch basiert das Modell auf den Ver-
kehrsleistungsstatistiken des Statistischen Bundes-
amts und der Verkehrsverfechtungsprognose der 
Bundesverkehrswegeplanung sowie beauftragter 
Verkehrsumlegungen. Bei der Verkehrsumlegung 
wird bestimmt, welche Route der Verkehr wählt, um 
von der Quelle zum Ziel zu gelangen. 
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Das vorhergesagte Verkehrswachstum kann ein Ver-
kehrsträger allein nicht bewältigen. Daher hat die 
Verkehrspolitik der Bundesregierung zum Ziel, die 
Leistungsfähigkeit und Efzienz aller Verkehrsträger 
zu sichern. Eine optimale Multimodalität und Vernet-
zung soll dafür sorgen, dass sie im Gesamtsystem 
ihre jeweiligen Stärken ausspielen können. 

Die im Leitbild geforderte nachhaltige Infrastruktur-
und Mobilitätsentwicklung schließt die zukunftsfä-
hige Planung von Siedlungsfächen in Verbindung 
mit dem ÖPNV ein. Die aufeinander abgestimmte 
Sicherung von Infrastrukturen und Siedlungen mit 
regionaler sowie internationaler Mobilität ist in den 
Landesentwicklungsplänen bereits umfassend ver-
ankert. Der zunehmende Wohnungsdruck und die 
steigenden Immobilienpreise in den wachsenden 
Großstädten erfordern auch für die umliegenden 
Kommunen eine aktive Siedlungsfächenentwick-
lung. Dazu braucht es interkommunale Koopera-
tionen und Stadt-Umland-Partnerschaften, die den 
zielgerichteten Ausbau des örtlichen ÖPNV, seinen 
Erhalt sowie den Ausbau von internationalen Ver-
und Anbindungsqualitäten fördern. Derartige Ent-
wicklungen sollte die Raumordnung fordern und 
noch stärker als bisher steuern. 

Bezogen auf die Ausstattung mit Glasfaser und mo-
bilen Breitbandanschlüssen kann Deutschland in-
ternational nur bedingt mithalten (IMD World Com-
petitiveness Center 2019). Um das zu ändern, sollte 
der Ausbau an Informations- und Kommunikations-
infrastrukturen in den kommenden Jahren über die 
Bereitstellung von Telekommunikations- und Post-
dienstleistungen hinausgehen. Auch die Raumord-
nung sollte dies fördern. Dementsprechend sind 
vor allem zielförmigere Festlegungen wünschens-
wert, die die mit dem Netzausbau betraute Fachpla-
nung unterstützen. Daher sollte nicht nur der Diskurs 
zum Breitbandausbau, sondern auch der zu digita-
len formellen und informellen Instrumenten und 
Verfahren der Raumordnung – beispielsweise inter-
aktive Beteiligungsverfahren oder digitaler Planzei-
chenaustausch – zukünftig intensiviert werden. Wo 
es möglich ist, sollte dies durch geeignete Plansätze 

unterlegt werden. Das gilt insbesondere für ländlich-
periphere Regionen und vor allem für die Glasfaser-
technologie. Das Ausbautempo soll nicht dazu füh-
ren, dass sich bestehende Disparitäten verschärfen. 
Vielmehr sollen auch bisher benachteiligte Regionen 
die Potenziale der Digitalisierung nutzen können, um 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. 

Ein ausreichendes Mobilitätsangebot in ländlichen 
Räumen sorgt dafür, dass die dortigen Kommunen 
als Wohn-, Arbeits- und Lebensorte attraktiv und da-
mit wettbewerbsfähig bleiben. Das Modellvorhaben 
„Verbesserung der Mobilität in ländlichen Räumen 
zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
(MogLeb)“ trägt nachhaltig zur breiten Umsetzung 
tragfähiger und zukunftsweisender Mobilitätslösun-
gen in ländlichen Räumen bei. Dieser Aspekt sollte 
in den Handlungsansätzen deutlicher akzentuiert 
werden. 

Die wirtschaftliche Entwicklung und die Verkehrs-
leistung stehen in einem engen Zusammenhang, 
gleichzeitig wirkt diese Verbindung negativ auf 
Mensch und Umwelt. Für die Raumordnung ergibt 
sich daraus die Aufgabe, die Entkopplung von Wirt-
schaftswachstum und Verkehrsentwicklung zu for-
cieren. Verkehrssparsame Strukturen im Siedlungs-
und Wirtschaftsraum machen dies möglich. Die dafür 
notwendigen Instrumente gehen über die Verkehrs-
politik hinaus. Sie schließen Maßnahmen anderer 
Bereiche der Wirtschaftspolitik ein, zum Beispiel der 
Technologie-, Struktur-, und Regionalpolitik. Haupt-
ansatzpunkte sind ein stärkerer Wirkungsgrad der 
Transportabläufe, die Substitution von Verkehr durch 
neue Technologien und weniger Verkehr durch güns-
tigere Siedlungs- und Standortstrukturen (Deutsches 
Verkehrsforum 1997). Letzteres lässt sich beispiels-
weise erreichen, wenn bei neuen Infrastrukturen, 
zum Beispiel Wohnsiedlungen, von vornherein zu-
sätzliche Verkehrsströme vermieden werden – etwa 
durch eine attraktive Anbindung an bestehende Net-
ze des ÖPNV. Neben der Bundesraumordnung muss 
sich insbesondere die Landesplanung um eine nach-
haltige Entwicklung der Infrastruktur kümmern. 
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9 Raumordnungspolitisches Fazit 

Mit dem Leitbild „Wettbewerbsfähigkeit stärken“ legt 
die Raumordnung das Bekenntnis ab, zum Erhalt und 
zur Steigerung des Wohlstands, der Lebensqualität 
und der wirtschaftlichen Entwicklung in Deutsch-
land beizutragen. Hervorzuheben ist dabei, dass sie 
wachstumsstarke und strukturschwache Regionen 
gleichermaßen betrachtet. Schwächere Räume sind 
zu fördern, um sie an der Prosperität teilhaben zu las-
sen. Gleichzeitig gibt es auch in den ökonomisch er-
folgreichen Regionen Herausforderungen, die einer 
Unterstützung bedürfen. 

Bereits heute sind demografsche und wirtschaftliche 
Veränderungen absehbar, die erhebliche Auswirkun-
gen auf die Raumstruktur haben werden. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich die Frage, was die Politik leis-
ten kann, damit diese zukünftigen Trends die bereits 
bestehenden räumlichen Disparitäten nicht noch 
weiter verstärken. Daher bedarf es einer Diskussion 
innerhalb der Raumordnung, mit den Fachpolitiken 
und letztlich innerhalb der Gesellschaft über die zu-
künftige Raumstruktur. Dabei werden unterschied-
liche politische, normative und ideologische Sicht-
weisen aufeinandertrefen. Diese reichen von einer 
stärkeren Fokussierung auf metropolitane Kernstäd-
te bis hin zu weit intensiveren Ausgleichsleistungen 
für ländlich-periphere Regionen. Die Debatte sollte 
um wichtige Fragen der Transformation unseres Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystems ergänzt werden. 
Stichworte können dabei sein: Green Deal, Dekarbo
nisierung im Sinne eines CO2-armen Wirtschaftens 
und Lebens, digitale Transformation, Kreislaufwirt-
schaft, Anpassung der Siedlungsstruktur in Schrump-
fungsregionen sowie Mindeststandards und Ausstat-
tungskataloge von Zentralen Orten. Ebenso sollte die 
Raumordnung in der Diskussion um das Postwachs-
tum und um Postwachstumsgeografen Positionen 
erarbeiten, um deren Möglichkeiten und Grenzen 
auszuloten. Dies gilt nicht nur für eine mögliche Neu-
fassung des Leitbilds, sondern auch für die weitere 
Umsetzung des aktuellen. 

Letztlich geht es um die Frage der gleichwertigen Le-
bensverhältnisse. Die Corona-Pandemie zeigt aktu-
ell auf, dass sich wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Herausforderungen mithilfe von zusätzlichen öfent-
lichen Finanzmitteln kurzfristig überbrücken lassen. 
Der Ansatz ist, einen wirtschaftlichen Einbruch aus-
zugleichen, um mittelfristig wieder auf einen Wachs-
tumspfad zu kommen und dann die aufgenomme-
nen Schulden zu tilgen. Deutschland hat aufgrund 
einer langen wirtschaftlichen Wachstumsphase, ho-
her Staatseinnahmen, einer erfolgreichen Haushalts-
konsolidierung und des geringen Zinsniveaus nach 
der Finanzkrise im Jahr 2008 die Möglichkeit, diesen 
Ausgleich zu fnanzieren. Die Corona-Pandemie wird 
in der Geschichte der Bundesrepublik Spuren hinter-
lassen und einen neuen Entwicklungspfad prägen. 
Sie überlagert die mittel- bis langfristigen Trends bei 
der demografschen und wirtschaftlichen Transfor-
mation, indem mancher strukturelle Wandel früher 
eintritt als ohne die Pandemie. Inwiefern damit auch 
eine regional unterschiedliche Betrofenheit verbun-
den ist, lässt sich derzeit nicht systematisch absehen. 

Angesichts auch weiterer fnanzieller Herausforde-
rungen in der Zukunft, etwa beim Klimawandel, der 
Digitalisierung oder dem Investitionsstau bei der 
Infrastruktur brauchen die Raumordnung und die 
Fachplanungen geeignete Strategien. Es sind An-
passungsstrategien zu fnden, die weder zu dauer-
haften fnanziellen Verpfichtungen noch zu abge-
hängten Räumen und zur Unzufriedenheit in den 
regionalen Gesellschaften führen. Die Forderung aus 
§ 1 (2) ROG, dass eine nachhaltige Raumentwicklung 
zu einer großräumig ausgewogenen Ordnung mit 
gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräu-
men führen soll, sollte stets handlungsleitend sein 
(ROG 2008). Es gilt, den Wandel aktiv zu gestalten. 
Mit dem Strukturstärkungsgesetz für die Braunkoh-
leregionen wird bereits ein neuer Weg eingeschla-
gen, der modellhaft sein könnte (InvKG 2020). Aller-
dings ist der Strukturwandel bei der Braunkohle nur 
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in einer begrenzten Anzahl von Räumen zu beglei-
ten – der absehbare demografsche und wirtschafts-
strukturelle Wandel wird wesentlich mehr Regionen 
betrefen. Elemente dieser Strategie, an der  wie Ab-
bildung 1.2 zeigt – viele Akteure mitarbeiten sollten, 
können sein: 

Räumliche Strukturen 

n Die Entwicklung von Klein- und Mittelstädten 
im ländlichen Raum sollen Bund, Länder und 
Regionen gemeinsam stärken, damit die dorti-
gen Infrastrukturen eine möglichst hohe Aus-
lastung erfahren. Die Empfehlung in „Unser Plan 
für Deutschland“ (BMI 2019: 22) lautet, dass der 
Bund die Zentralen Orte über ein Förderinstru-
ment und die verschiedenen Fachpolitiken als 
Versorgungszentren stärkt. Das ist konzeptionell 
weiter zu unterlegen. Gleichzeitig sollte dies mit 
einer Klein- und Mittelstadtakademie untersetzt 
sein, die den Prozess über Forschung und Aus-
tausch befördert. Diese Akademie sollte fnanziell 
großzügig ausgestattet sein. Ein Beitrag der Lan-
des- und Regionalplanungen dazu ist auch, die 
Siedlungsentwicklung in Gemeinden mit vielen 
Ortslagen anzupassen, um tragfähige und fnan-
zierbare Strukturen in Regionen mit starkem Be-
völkerungsrückgang zu erreichen. Hierzu eignet 
sich die fachliche Unterstützung über Modellvor-
haben der Raumordnung (MORO). 

n Mittelstädte in strukturschwachen Regionen sollen 
bevorzugte Standorte für die Neuansiedlung von 
Behörden und Unternehmen sein. Hierzu sind sie 
wirtschaftlich und infrastrukturell auszubauen, da-
mit sie als Entwicklungskerne auch Ausstrahlungs-
efekte auf die umgebenden Regionen generieren. 
Wie von der Facharbeitsgruppe 3 „Raumordnung 
und Statistik“ der Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ angeregt, sollen dazu auch steu-

erliche Anreize und die regionalen Unternehmen 
beitragen (siehe „Unser Plan für Deutschland“, BMI 
2019: 59–61). 

n Akteure auf allen Ebenen müssen räumliche Ver-
bünde entsprechend ihrer funktionalen Ver-
fechtungen unter anderem durch regionale Ko-
operationen oder Stadt-Land-Partnerschaften 
unterstützen. Dazu gehören insbesondere Metro-
pol- und Regiopolregionen sowie Mittelbereiche, 
die auch mit einer regionalen Organisationsstruk-
tur, einer Governance, untersetzt sind. Flexib-
le Mobilitätsangebote zur besseren Verbindung 
zwischen den Städten und den ländlichen Räu-
men sind dabei zentral. Somit ist hier nicht nur die 
Raumordnung gefordert, sondern auch die Fach-
politiken, die einen stärkeren funktionalen Raum-
bezug haben sollten. 

n Die grenzüberschreitenden Verfechtungsräu-
me sind wichtige funktionale Räume, die es zu 
stärken gilt. Interreg A hat dies über einen lan-
gen Zeitraum bereits unterstützt. Allerdings gibt 
es zu wenige grenzüberschreitende Projekte, die 
eine enge Einbindung von Fachplanungen oder 
der übergeordneten räumlichen Ebene erfordern 
und entsprechend komplex bei der Durchführung 
sind. Gerade im Bereich der Regionalplanung oder 
der grenzüberscheitenden Daseinsvorsorge wird 
dies deutlich. Die lokalen und regionalen Akteu-
re sind dabei zu unterstützen, auch solche Vorha-
ben zu realisieren, um grenzüberschreitende Mög-
lichkeiten zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
besser auszunutzen. In diesem Zusammenhang 
sollte sich die Raumordnung dafür einsetzen, dass 
das Instrument des European Cross-Border Mecha-
nism (ECBM) zeitnah verabschiedet wird und zum 
Einsatz kommt. 
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Einzelne raumrelevante Themen 

n Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass eine digi-
tale Vernetzung mit hohen Übertragungsraten der 
Daten wichtig ist, um möglichst vielen Erwerbstä-
tigen das Arbeiten von zu Hause zu ermöglichen. 
Der Ausbau der Breitbandversorgung und der 5G-
Technologie sind schnell umzusetzen, ebenso ist 
die schnelle Anwendung der damit verbundenen 
neuen Möglichkeiten zu fördern. Nur so haben Re-
gionen, die gegenwärtig noch unzureichend ver-
sorgt sind, keinen Standortnachteil, wenn diese 
Technologien bereits in anderen Räumen verfüg-
bar sind. 

n Die Regionalplanung ist personell zu stärken. Sie 
hat den institutionellen Auftrag, mit ihren Plänen 
die aktuelle Raumstruktur anzupassen, um sie zu-
kunftsfähig zu gestalten. Ziel sollte sein, dass sie 
in Abstimmung mit weiteren Akteuren – wie Wirt-
schaftsförderung und Regionalmanagement – Re-
gionen strategisch und resilient entwickelt. Un-
terstützend kann dabei ein Förderprogramm des 
Bundes wirken, wie es in „Unser Plan für Deutsch-
land“ (BMI 2019: 22) vorgeschlagen ist. Es sollte 
den Austausch auf der regionalen Ebene horizon-
tal, über die Handlungsebenen vertikal und mit 
den Fachpolitiken fördern. Dabei sollte sich der 
Blick besonders auf die strukturschwachen Regi-
onen richten. Für den Bund sollte dies bedeuten, 
in einen stärkeren Austausch mit strukturschwa-
chen Regionen beispielsweise im Rahmen von 
Workshops und Bereisungen zu treten, um auf ihre 
Bedürfnisse und Möglichkeiten – etwa im Rah-
men von MORO  besser einzugehen. Dies wür-
de auch bedeuten, die Schwerpunkte von MORO 
anzupassen. 

n Das kontinuierliche und langfristige Begleiten von 
strukturschwachen Räumen durch Bund und Län-
der ist wichtig, damit diese Räume Fördermittel 
besser nutzen und ihre Entwicklungspotenziale 
im Sinne einer strategischen Regionalentwicklung 
besser in Wert setzen können. Hierzu sind auch 
Fördermittelberater oder Förderlotsen für eine Un-

terstützung bei der Beantragung wesentlich. Sie 
helfen, die verschiedenen Angebote in einer in-
tegrierten und strategisch ausgerichteten Weise 
besser zu nutzen. Der Aufbau regionaler „Kümmer
erstrukturen“, wie es „Unser Plan für Deutschland“ 
fordert (BMI 2019: 22), ist zu unterstützen. 

n Eine höhere Langfristigkeit von Förderprogram-
men in Anlehnung an die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GRW) oder die Städtebauförderung ist wich-
tig. Programme mit kurzer Laufzeit sind gerade für 
strukturschwache Regionen kaum zeitgerecht um-
zusetzen. Gleichzeitig ist die parallele Förderung 
derselben oder ähnlicher Themen durch verschie-
dene Ressorts zu reduzieren, damit die Regionen 
die Programme einfacher nutzen können. 

n Im Gesamtdeutschen Fördersystem sind die 
Schnittstellen zwischen den einzelnen Program
men transparent darzustellen, um die Kompati-
bilität zu erhöhen und den Regionen die Kom-
bination verschiedener Fördermöglichkeiten zu 
erleichtern. Ein koordiniertes Fördersystem, wie 
von der Facharbeitsgruppe 2 „Wirtschaft und Inno-
vation“ vorgeschlagen, ist wichtig. Dies gilt auch 
für ein Monitoring der Inanspruchnahme von För
dermitteln, für das die relevanten Informationen 
zeitnah und in einer kleinräumigen Aufösung zur 
Verfügung stehen müssen. 

Forschung 

n Raumwissenschaftliche Institutionen und damit 
auch das BBSR sollten den Blick in andere EU-Län-
der verstärken, da diese vor ähnlichen Herausfor-
derungen stehen und Lösungen suchen – oder 
bereits gefunden haben. Dies bedeutet auch, die 
planerischen und gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen in anderen Ländern stärker zu untersuchen 
und zu überlegen, ob Verordnungen und Geset-
ze in Deutschland bestimmte Anpassungen und 
gute Lösungen verhindern. Diese ausländischen 
Beispiele sind Reallabore für Gesetzesfolgenab-

Drucksache 19/31571 Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

 

 

 

– 140 – 

-

-

-

– 



schätzungen sowie Wirkungsanalysen und kön-
nen stärker genutzt werden. 

n Die raumbezogene Forschung zu wirtschaftli-
chen, soziologischen und politischen Fragen ist zu 
stärken und in die Diskussion um die zukünftige 
Raumstruktur einzubinden. Dies schließt auch die 
individuelle oder milieuspezifsche Wahrnehmung 
der gegenwärtigen Situation und künftigen Chan-
cen besonders in strukturschwachen Regionen ge-
rade im Hinblick auf das „Abgehängtsein“ ein. In-
ternationale Forschungsergebnisse zur „Geografe 
der Unzufriedenheit“ sind dabei einzubeziehen. 

n Gerade im Hinblick auf die großen Trends wie de-
mografscher Wandel, Globalisierung, Digitalisie-
rung und technologischer Wandel und ihre mög-
lichen Auswirkungen auf die peripheren und 
strukturschwachen Räume sind die Forschung 
und die wissenschaftliche Politikberatung gefragt, 
Handlungsoptionen zu erarbeiten. Dazu ist es nö-
tig, mehr über die Auswirkungen der Globalisie-
rung und des technologischen Wandels auf die-
se Regionen zu erfahren. Es geht aber auch um 
Themen wie Haltefaktoren, eine stabile Bürgerge-
sellschaft unter demografschen Schrumpfungs-
bedingungen oder um Tragfähigkeiten und Aus-
strahlungsefekte von Zentralen Orten. 

n Modellvorhaben sind ein wichtiges Instrument 
zur Förderung neuer Ansätze der Raumordnung 
und Regionalentwicklung. Eine Besonderheit von 

MORO im Vergleich zu Modellvorhaben anderer 
Ressorts ist unter anderem die Begleitforschung. 
Diese kann eine noch stärkere Rolle einnehmen, 
zum Beispiel durch die Moderation von Prozessen 
in den Regionen und das Einbringen von Fachleu-
ten zur Beratung. Gleichzeitig ist es wichtig, den 
Modellregionen längere Laufzeiten für ihre Vor-
haben zu ermöglichen und auch die Folgeprozes-
se stärker zu begleiten. Die Ergebnisse von MORO 
und anderen Modellvorhaben sollte der Bund zen-
tral aufbereiten, um wiederholte Förderungen ei-
nes Themas zu reduzieren. Gleichzeitig können 
Nachahmer-Regionen besser von den Ergebnis-
sen aus anderen Räumen proftieren. 

n Von Bedeutung ist auch eine Stärkung der empiri-
schen Basis. Die deutsche Regionalstatistik bietet 
auf der Kreisebene zahlreiche Daten, aber durch 
Kreisgebietsreformen reduziert sich die Zahl der 
Beobachtungseinheiten und damit die regionale 
Diferenzierbarkeit von Analysen. Die Gemeinde-
statistik stößt vielfach aufgrund des Datenschut-
zes an ihre Grenzen. Dennoch sollten Datennutzer 
sowie Datenanbieter, insbesondere die Statisti-
schen Ämter, gemeinsam erörtern, ob und inwie-
fern sich der Datenkatalog auf der kleinräumigen 
Ebene ergänzen lässt. Zudem braucht es geeigne-
te Verfahren, um empirische Informationen zwi-
schen der Gemeinde- und Kreisebene zu generie-
ren. Auch „Unser Plan für Deutschland“ (BMI 2019: 
22) betont die Notwendigkeit kleinräumiger Da-
ten auf Gemeinde- und Ortsteilebene. 
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